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Fehrenbachs Regierungsprogramm
Der große Tag

Die dritte Sitzung des Reichstages wird um 11 Uhr 25 Min.
eröffnet.

Am Regierungstiſch die Mitglieder des neuen Kabinetts.
Präſident Loebe teilt mit, daß der Abg. Erzberger e

wegen Krankheit vier Wochen Urlaub erbeten hat. Heiterkeit.
Weiter gibt er das Ergebnis der Schriftführerwahlen bekannt.
Zu Schriftführern wurden gewählt: Frau Schuch (Soz.), Fiſcher-
Berlin (Soz.), Frau Agnes (U. S. P.), Dr. Pfeiffer (Ztr.), Heile
(Dem.), Kempkes (D. Volksp.), Heuermann (D. Volksp.) und
Malkewitz (Deutſchnat.)

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Entgegen-
nahme einer Erklärung der Regierung.

Reichskanzler Sehrenbach:
Meine ſehr verehrten Damen uicd Herren!
Die Wahlen zum erſten Reichstag für den neuen deutſchen

Freiſtaat ſind vorüber. Jhr Ergebnis ſpiegelt die Kriſis wider,
in der ſich unſer öffentliches politiſches Leben befindet. Ueber
ihre Urſachen mich zu äußern, iſt nicht meine Aufgabe. Der
Volksvertretung und der Regierung iſt es jetzt darum zu tun,
trotz dieſer Kriſis das Reichsſchiff über Waſſer zu halten,
es zu ſteuern und vor dem Schiffbruch zu bewahren. Der
erſten Verantwortung die ſie die Volksgeſamtheit gegenüber
übernommen hat, iſt ſich die neue Regierung vollauf bewußt.
Der Schwere der ſie erwartenden Aufgaben entſprechen auch die
Schwierigkeiten, die mit der Bildung der Regierung überwunden
werden mußten, Schwierigkeiten, die mit der Kriſis
unſeres Parzteilebens unzertrennlich verknüpft und
deshalb unvermeidlich waren. Wenngleich wohl die Regierung
entſchloſſen an ihre Arbeit herantritt, ſo tut ſie es in der Zuver-
ſicht, daß auch dieſes Hohe Haus von dem gleichen Verant-
wortungsgefühl getragen, ein durch gegenſeitiges Vertrauen ge
tragenes erſprießliches Arbeiten ermöglichen und nach Kräften
fördern wird.

Bevor ich die neue Regierungsliſte zur Kennknis des Hohen
hauſes bringe, fühle ich mich verpflichtet, der zurückgetretenen
Regierung, namentlich ihren jetzt aus derſelben ſcheidenden Mit
gliedern und vorab meinem Herrn Amtsvorgänger, den herzlich-
ſten Dank des Vaterlandes auszuſprechen. Es hat ihrer Arbeit
nicht an der Kritik gefehlt, die keiner Regierung erſpart bleibt.
Aber ſoviel iſt ſicher: in ſchwerer Stunde haben ſie verant
vortungsvolle Aemter übernommen. Mit der ganzen Gewiſſen
jaftigkeit pflichteifriger Männer haben ſie die ungeheuer ſchwieri-
gen Aufgaben zu löſen geſucht. (Beifall.) (Der Reichskanzler
ſtellt nun die ſchon genannten Reichsminiſter vor.)

Das Programm der neuen Regierung
das ich nunmehr Jhnen zu unterbreiten die Ehre habe, iſt ent
ſprechend den Art. 52 bis 58 unſerer Verfaſſung das Ergeb
nis einer ſorgfältigen Beratung des ganzen Kabi-
netts. Hocherfreulicherweiſe iſt dabei eine lückenloſe
Uebereinſtimmung ſämtlicher Kabinettsmitglieder zutage
getreten. Bei der Wichtigkeit der Sache halte ich gegenüber dem
größeren Eindruck der freien Rede doch die getreue Wiedergabe
des Wortlauts für dringlicher.

Zahlreich ſind die Aufgaben, die trotz aller parteipolitiſchen
Zerklüftung und trotz erſchwerter Majoritätsbildung gelöſt
werden können und müſſen, um die Grundlage für den wirt-
ſchaftlichen und ſozialen Wiederaufbau unſeres Volkes zu
ſchaffen. Der Weg, den wir betreten müſſen, wird uns zu einem
nicht geringen Teil durch die geſamten Verhältniſſe, in denen
zu leben wir genötigt ſind, geradezu vorgeſchrieben. Nicht wie
ein glückliches Volk in geſunder und geſicherter Wirtſchaftslage
können wir die Fragen unſeres Lebens ſtellen, können wir an
de nAufbau des Reiches, des Wohnhauſes unſeres Volkes, treten.
Wer verſuchen wollte, ſich dieſen Tatſachen zu verſchließen, der
würde ſich bald hart an ihnen ſtoßen. Die Erkenntnis der ſo
gegebenen Spannung zwiſchen Wollen und Können mußte ſich
der alten Regierung aufdrängen, wie ſie der neuen gewiſſe
Grenzen vorſchreiben wird. Aus dieſer unumſtößlichen Tatſache
ergibt ſich ohne weiteres ein gewjſſes Maß von Kontinuität in
der Führung der Regierungsgeſchäfte.

Die Konferenz in Spa
teht unmittelbar bevor. Sie gibt mir Anlaß, zunächſt ein Wort
zu ſagen über unſere e un Ka Politik.

Alle unſere Beziehungen zum Ausland ſtehen unter dem
Zeichen des Friedensvertrages von Verſailles, der gerade heute
vor einem Jahre von uns unterzeichnet worden iſt und der über
unſerem Vaterlande liegt wie eine dunkle Wetterwolke. Die
Laſten, die er dem deutſchen Volke auferlegt, ſind unerhört groß
ind in ihrer vollen Schwere kaum erkannt. Nachdem aber Deutſch
land den Vertrag angenommen hat, kann es für die Reichs
regierung, ſolange ſich die bisher feindlichen Staaten nicht zu
Aenderungen verſtehen, keine andere Richtlinie in der inneren
wie der äußeren Politik geben als das Streben, die über
nommenen Verpflichtungen zu erfüllen, ſoweit
das überhaupt möglich iſt.

Beſonders muß Deutſchland auch der Verpflichtung zu einer
Herabſetzung der Heeresſtärke auf das für die Er-
haltung der Ordnung in Deutſchland und für die Grenzpolizei
notwendige Maß in den ſonſtigen Abrüſtungsmaßregeln und zur
Wiedergutmachung ehrlich und ohne Hintergedanken nachkommen.
In dieſer Hinſicht hat die parteipolitiſche Zuſammenſetzung der
Reichsregierung auf ihre Stellungnahme keinen Einfluß. Jch
betone gausdrücklich, daß auch die bisherige Regierung in der
Durchführung der Friedensbedingungen mehr geleiſtet hat, als bei
den ungeheuren Schwierigkeiten der inneren und äußeten Lage
Deutſchlands erwartet werden konnte. (Sehr richtig!)

Wenn Verblendete und Unverſöhnliche diesſeits und jen-
keits der Grenzen die deutſchen Leiſtungen zur Erfüllung der

Friedensbedingungen ſyſtematiſch herabſetzen, ſo wird es die Auf-
gabe der neuen Regierung ſein, urkundlich darzulegen, was wir
bereits geleiſtet, abgetreten und hergegeben haben. Jch will
die traurige Aufzählung hier unterlaſſen es iſt viel mehr, als
je ein anderes Volk den ſiegenden Gegnern geleiſtet hat, obwohl
unſere Volkskraft beim Ende des Krieges aufs ſchwerſte getroffen
war.

Wenn trotzdem nicht alle Beſtimmungen des Vertrags nach
dem Wortlaut durchgeführt worden ſind, ſo liegt das nicht am
böſen Willen Deutſchlands, ſondern an Verhältniſſen, die ſtärker
ſind als ſein guter Wille. Zu dieſen Umſtänden gehört in erſter
Linie das tiefe Mißtrauen, das unter unſeren Gegnern
immer noch gegen Deutſchland herrſcht. (Sehr wahr!) Wer
dieſes Mißtrauen ſchürt, der verſündigt ſich an den Lebens-
intereſſen ganz Europas (Zuſtimmung), denn nur auf gegen
ſeitigem Vertrauen kann die durch den Krieg zuſammengebrochene
Wirkſchaft der Welt wieder aufgebaut werden. Wir werden
es als unſere vornehmſte Aufgabe betrachten, der verhängnis-
vollen Wechſelwirkung, die zwiſchen dem Mißtrauen der Gegner
und dem Mißlingen der Erfüllung der Friedensbedingungen be-
ſteht, ein Ende zu machen, indem wir alle unſere früheren Gegner
davon überzeugen, daß im deutſchen Volke machtpolitiſche Träume
oder Revanchegedanken um ſo weniger Boden finden, je ein
ſichtiger man ihm entgegentritt (Zuſtimmung), und daß jeder gute
Deutſche jetzt nur als Loſungswort kennt, das, was der Krieg
zerſtört hat, in ruhiger und friedlicher Arbeit wieder aufzu
bauen. (Beifall) Jn dieſer Aufgabe fühlen wir uns als
Arbeitsgenoſſen aller Völker, die durch den Krieg gelitten haben,
und wir wiſſen, daß von uns als von den im Krieg Unterlegenen
beſonders harte Arbeit zu leiſten ſein wird. Wenn wir ſie aber
leiſten ſollen, ſo darf man von uns

nicht das Unmögliche fordern,
nicht durch unverſtändige Auslegung des Frie-
densvertrages die Arbeitsfähigkeit Deutſchlands zerſtören.
(Allgemeine Zuſtimmung.) Wir müſſen wirtſchaftlich und
politiſch wieder leiſtungsfähig gemacht werden. ie die Ver
wüſtungen der Schlachten, ſo ſind die indirekten Wirkungen des
Krieges, die völkerrechtlichen Verwüſtungen, noch nicht beſeitigt.
Europa und Vorderaſien ſind auch politiſch noch in völliger Ver-
wirrung. Dieſe Verwirrung wirkt auf unſere wirtſchaftlichen
und politiſchen Zuſtände vielfach zurück. Die unruhigen Zuſtände
im Oſten, die Unſicherheit der allgemeinen Lage verzögern und
hemmen auch unſeren, mit dem Geſamtſchickſal, Europas aufs
engſte verketteten Wiederaufbau. Auch in den ehemals feind-
lichen Ländern ſind neuerdings Stimmen laut geworden, die ein
Verſtändnis dafür beweiſen, daß wir, um Schäden wiedergut-
machen zu können, zunächſt ſelbſt zu einer geregelten, gegen Un
ruhe und Unordnung geſchützten Produktion gelangen müſſen.
(Sehr richtigl) Dieſe Stimmen haben bei uns vielleicht zuweit
gehende Hoffnungen geweckt, aber ſie geben uns doch Grund zu
der Zuverſikht, daß jene Gedanken auch auf der Konferenz in
Spa Widerhall finden werden, und daß es dort in gemeinſamer
Arbeit gelingen wird, gangbare Wege zu dem Ziel der Wieder
gutmachung zu finden. An dem ehrlichen Willen der deutſchen
Regierung wird es dabei ebenſo wenig fehlen wie an der Be-
reitwilligkeit des deutſchen Volkes, alle ſeine Arbeitskraft für die
Verwirklichung eines wahren Friedens zwiſchen den Völkern ein-
zuſetzen. Sie werden es begreiflich finden, daß ich heute im
einzelnen auf die Mittel nicht eingehe, die nach Auffaſſung der
deutſchen Regierung dieſen Zwecken dienen könnten. (Zuruf bei
den U. S.: Darauf käme es gerade an!) Wir ſehen gerade
darin einen Fortſchritt, daß die ſchwierigen und mannigfaltigen
Probleme des gemeinſamen Wiederaufbaues zwiſchen den Be
teiligten nun mündlich beſprochen werden ſollen (Sehr richtig!),
und können dieſer Beſprechung aus leicht begreiflichen Gründen
nicht vorgreifen. (Sehr richtig') Den Zielen unſerer aus-
wärtigen Politik, Friede und Wiederaufrichtung von
Handel und Verkehr mit allen Kulturvölkern paſſen wir auch

unſere innere Politik
an. Unſere vordringlichſte Sorge iſt der Wiederaufbau des
zuſammengebrochenen Vaterlandes; dieſen auf dem Boden der
beſtehenden republikaniſchen Staatsform tatkräftig weiterzu
führen, iſt der einheitliche und feſte Wille der Regierung. (Bei-
fall.) Alle Parteien fordern wir auf, in einer Zeit, in der es
um Leben und Sterben des Volkes geht, in der auswärtige,
wirtſchaftliche und finanzielle Fragen unſere geſamten Kräfte in
Anſpruch nehmen müſſen, verfaſſungsrechtliche
Kämpfe zurücktreten zu laſſen. Wir ſtehen auf dem
Boden der politiſchen Gleichberechtigung aller Deutſchen, und
lehnen daher jeden Verſuch der Aufrichtung
einer Klaſſenherrſchaft oder die Bewilligung von Vor-
rechten an eine Klaſſe ab. (Unruhe b. d. U. Soz. Lebhafter
Beifall rechts.) Unſer Ziel iſt eine Politik der Verſöh-
nung (Unruhe und Zurufe der U. Sosz.) und des Ausgleichs
auf politiſchem, ſozialem und kulturellem Gebiete. Deshalb be-
kämpfen wir jeden Klaſſen- und Raſſenhaß, jede ſoziale und
religiöſe Vergewaltigung Der entſcheidende Geſichtspunkt bei
Beſetzung der nicht rein politiſchen Aemter wird für uns die
perſönliche Tüchtigkeit, nicht die Patteizugehörigkeit ſein. (Leb-
hafter Befall.) Von den Beamten erwarten wir, daß ſie, auf
dem Boden der Verfaſſung ſtehend, gewillt ſind, in ihrer amt-
lichen Tätigkeit die Regierung in langbewährker, uneigennütziger
Mitarbeit zu unterſtützen. Denn was uns jetzt vor allem not-
tut, iſt Ruhe und Ordnung in unſerem Staatsleben.
(Lebhafte Zuſtimmung.) Ohne Achtung vor den Geſetzen und
der Autorität der Regierung, die nur vom Vertrauen der frei
gewählten Vertreter des geſamten Volkes tragen werdenkann, ohne dieſe Achtung, meine Damen und Serreß bann kein

Staat und kein Volk gedeihen. (Sehr richtig!)
Die Regierung appelliert deshalb an das geſamte deutſche

Volk, welche Parteirjichtung der einzelne guch einſchlagen mag.
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Führen wir den ſchrecklichen Krieg nicht fort im Jnnern, nach
dem er an den Grenzen des Reiches ausgetobt hat! (Zuruf b. d.
U. Soz.: Das ſagen Sie nur der Rechten!)

Wer könnte angeſichts der furchtbaren Nöte unſeres Volkes

einen Bürgerkrieg verantworten
(Ruf der U. S. Kapp-Lüttwitz!)) Wer irgendwelche Gewaltakte
gegen Verfaſſung und Geſetz, die zu einem ſolchen Bürgerkriec
mit Notwendigkeit führen müßten? Der Kampf der politiſcher
Meinungen mit Waffen des Geiſtes wird die Regierung nicht
hemmen. Dem Appell an die Gewalt muß und wird ſie un
parteiiſch nach allen Seiten tatkräftig entgegentreten. (Beifall
bei der Mehrheit) und jeden Verſuch einer gewaltſamen Um
wälzung, woher er auch kommt, niederkämpfen. (Erneuter Bei-
fall, Ruf von den U. Soz.: Fragen Sie da drüben an! Rufe
von den Mehrheitsſoz.: Jhr reicht euch doch die Hand!) Auf den
Grundmauern der Verfaſſung von Weimar ſoll der Ausbau des
inneren Staatslebens weitergeführt werden. Kein Zweig der an
Zahl und Bedeutung ſtets wachſenden Staatsaufgaben darf ver
kümmern. Die Neuregelung des geſamten Bildungsweſens und
der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche, die Ausgeſtaltung
des Rechts der Beamten, die Einſetzung höchſter Gerichte als
Hülter der Verfaſſung und der Grundrechte der Deutſchen wird
die Regierung und den Reichstag in nächſter Zeit in reichem
Maße beſchäftigen. (Hört! Hört! Ruf v. d. U. Soz.: Militär
juſtizl) Warten Sie ab! Rufe b. d. U. Soz.: Wir können
nicht warten! Heiterkeit) Unſere Jugenmd, vielfach ver-
wahrloſt durch den langdauernden Krieg und ſeine Folgen, gilt
es zu einem geſitteten Friedensleben zurückzuführen und es
auszufüllen mit Freude an geiſtiger Betätigung und an körper-
licher Leiſtungsfähigkeit. (Zuruf v. d. U. Soz.) Der Wieder-
aufbau, dem die Reichsregierung in erſter Linie dienen will
muß ſich auf alle Gebiete der Volkswirtſchaft und der Kultur
erſtrecken. Neben den berechtigten Anſprüchen des Volkes auf
Befriedigung ſeiner materiellen Bedürfniſſe ſollen die Aufgaben
nicht vernachläſſigt werden, die aus jahrhundertelanger Geiſtes

arbeit deutſcher Kunſt und Wiſſenſchaft erwachſen ſind. Beifall.
Der Platz, den deutſcher Forſcher- und Unternehmergeiſt in der
Welt errungen und deutſche Technik und Werkkunſt geſicher

haben, muß uns erhalten bleiben, der Not der deutſchen Wiſſen-
ſchaft muß abgeholfen werden. Bei ihrem Vorgehen aber wird
ſich die Regierung von dem Geſichtspunkte leiten laſſen, daß der
Wiederaufbau ouf den mannigfachen Gebieten zwar eine ſtraffe
und entſchiedene Einheitlichkeit in den Grundzügen erfordert,
daß aber nicht die Ausgeſtaltung und Durchführung bis in die
Einzelheiten Soche des Reiches ſein darf (Sehr wahr! im Ztr.),
vielmehr den Ländern im Rahmen des Reichsrechts Freiheit
r Entwicklung gewahrt und geſchaffen werden ſoll. (Beifall.)

iner
Ueberſpannung der Zentraliſation

werden wir uns widerſetzen. (Beifall im Zentrum.)
Sie führt zu Unüberſichtlichkeit und ſchafft unnötige Reibungs-
flächen. (Ruf links: Bahyern!) Das Eigenleben unſerer deutſchen
Stämme und Länder hat an der Bereicherung der deutſchen
Kultur und an dem Aufblühen unſeres Wirtſchaftslebens ſtets
ſeinen großen Anteil gehabt und ſoll nur da ſeine Grenze finden,
wo es das Wohl des Reiches verlangt. Die Fühlung mit den
Landesregierungen durch perſönliche Zuſammenkünfte enger zu
geſtalten, betrachten wir als unſere Aufgabe. Dem Gedanken
der Achtung und Schonung der Eigenart der deutſchen Stämme
wird die Reichsregierung auch gegenüber den Anregungen zum
Zuſammenſchluſſe und zur Umbildung von Ländern und Lan-
desteilen folgen und den Willen der Bevölkerung in den be-
teiligten Gebieten als Richtſchnur anerkennen, ſoweit kein über-
wiegendes Reichsintereſſe entgegenſteht. (Beifall rechts.) Die
Abſtimmung, die über das zukünftige Schickſal von Teilen Oſt-
und Weſtpreußens und von Oberſchleſien entſcheiden
ſoll, ſteht vor der Tür. Die Reichsregierung und ich darf
hier zugleich im Namen des deutſchen Volkes ſprechen das
deutſche Volk hegen die feſte, unerſchütterliche Zuverſicht, daß
die durch Jahrhunderte bewährte deutſche Geſinnung der
Bevölkerung den Sieg unſerer gerechten Sache verbürgt. (Leb-
hafter, allgemeiner Beifall.) Jm gleichen Sinne gedenken wir
heute der Bevölkerung von Eupen und Malmedy. (Beifall.) Di-
Durchführung der

Neuorganiſation der Reichswehr
wird das iſt die feſte Hoffnung der Reichsregierung dazu
führen, die bedauerlicherweiſe entſtandene Kluft zwiſchen Vol
und Heer zu überbrücken. (Zuruf links: Schwindel!) Dieſes
Ziel wird erreicht werden, wenn die Reichswehr in immer wach-
ſenderem Maße ſich als Teil des Volkes fühlt und bekundet, und
wenn auf der anderen Seite alle Kreiſe des Volkes immer
größeres Verſtändnis gewinnen für die Lebensbedürfniſſe des
Heeres und die Schwierigkeiten, mit denen es noch zu kämpfen
hat. (Zuſtimmung rechts. Zwiſchenrufe links: Fort mit der
Reichswehr!)

Der Entwurf des Geſetzes über die in der Verfaſſung vor-
geſchriebene Aufhebung der Militärgerichtsbar-
keit liegt dem Reichsrat bereits vor. Der Wiederaufbau der
deutſchen Wirtſchaft wird für lange Jahre das Problem ſein,
an deſſen Löſung die Denk und Arbeitskraft der Volksgeſamt-
heit des Parlaments und der Regierung in feſter Gemeinſchaft
unabläſſig geſetzt werden muß. Die Hälfte unſeres geſamten
Sachvermögens vor dem Kriege iſt vernichtet, gufgebraucht und
vertan durch den Krieg! (Zuruf von den U. S.: Durch Jhre
Schuld!), ſowie durch die Bedingungen des Waffenſtillſtandes

riedens. Trotzdem zehrt alles am Reich und vom
eiche!

ſtärken und wiederaufgurichten.
Auf ſolchen Wegen iſt eine Geneſung der deutſchen

Sie ſteht in Wechſelwirkung mit der
Geſundung der zerrütteten Reichsfinanzen. Die ungausgeſehte
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Sreigerung umferer ſchwebenden Schuld drückt die re
unſeres Geldes, verringert unſeren Kredit und treibt die Preiſe
in ſchwindelnde Höhe. Die Maſſe des Papiergeldes iſt kein
Zeichen des Wohlſtandes, ſondern der Grad meſſer des
Anwachſens der Verarmung. (Allgemeine Zuſtim
mung.) Und je mehr der Geldwert zuſammenbricht, deſto hef-
tiger werden die Kämpfe um Lohn und Gehalt, die trotz allem
mit der r r Schritt halten. Eine Schraubeohne Ende! Handel Verkehr, jedes Gewerbe und jede
Arbeit ſind durch dieſe Entwicklung auf das ernſteſte gefährdet.
Dieſer er muß begegnet werden mit allen Mitteln, damit
wir unſer Volk vor dem furchtbaren Elend eines Zuſammen-
bruchs t Gott behüte unſer Volk davor, daß es erſt
durch den u die Not der Zeit in ihrerammenbru 3
ganzen Größe erkennen lernt. (Zuſtimmung.) Darum muß die

Sanierung der Reichsfinanzen
mit allem Nachdruck gefördert werden. (Zuſtimmung.) Dazu
bedarf es eines großen Maßes von Pflichtbe wußtſein im geſamten
Volke. (Sehr wahr!) Auch in der übrigen Welt werden Steuern
und Abgaben gefordert in einer Höhe, wie man ſie vor dem
Kriege ſich nicht träumen ließ. Wir Deutſchen haben noch
ſchwerere Steuerlaſten zu tragen als andere Staaten und wer-
den dieſelben doppelt ſchwer empfinden, da unſere Wirtſchaft ſo
außerordentlich durch Krieg und Blockade gelitten hat. Das
Gros des Steuerbedarfs iſt in der großen Steuerreform der
deutſchen verfaſſunggebenden Nationalverſammlung dem Reiche
bewilligt worden. Vor einem Jahr hatte das Reich erſt 43
Milliarden laufende Einnahmen. Wenn die neueröffneten Ein-
nahmequellen ſich entſprechend der Etatsſchätzung für 1920 ent
wickeln, ſo werden an Steuern 24 Milliarden einkom-
men. (Bewegung.) Darunter allerdings 9 Milliarden
einmalige Steuern. Aber trotz dieſer Steuermaſſe wer
den die Schulden wachſen in einem ſehr bedeutenden Maße.
Denn Milliardenbeträge ſind auf Schulden zu nehmen infolge
des Friedensvertrages, s Wiederaufbaues und der Fehl-
beträge der Verkehrsverwaltungen. Wir ſind alſo noch nicht
zu Ende mit unſerer Reformarbeit auf dieſem Be
biete (Lachen bei den U. S.) und erſt recht noch nicht zu Ende mit
den ſonſtigen Aufgaben einer Finanzreform. Kaum iſt
auf dem Gebiete des Steuerweſens eine weſentliche Beſſe-
rung erzielt, ſo tut ſich ein neuer Abgrund auf bei
den Betriebsverwaltungen des Reichs. Die Poſt rechnet
mit einem Defizit von nahezu einer Milliarde (Hört,
hört!l), die Eiſenbahn mit mehr als 156 Mil
liarden, (Hört, hört!) Hier muß unbedingt Abhilfe geſchaffen
werden. Eine der allerwichtigſten Aufgaben des neuen Reichs
tags! Die Gefahr, die durch das beängſtigende Anwachſen
unſerer Schuld droht, wird durch die vielfachen Verſuche erhöht,
die Steuern zu hinterziehen und zu ſabotieren.
(Sehr richtigl) Steuerſabotage in dieſem kritiſchen Augenblick
iſt ein Verbrechen am Volk. (Lebhafte Zuſtimmung.) Das an
Fluchwürdigkeit nicht zurückſteht hinter dem Verbrechen des
Landesverrats (Sehr richtigl) Und ein nicht minder großes
Verbrechen am Vaterland wie am Volke iſt es, wenn direkt oder
verſchleiert zur Steuerſabotage aufgefordert wird. (Sehr wahr!)
Dieſen ſelbſtſüchtigen, das Geſamtwohl gefährdenden Beftrebun
gen werden Reichstag und Reichsregierung mit allen Mitteln
entgegengutreten haben. (Sehr ſchwachl b. d. U. Soz.) Keiner
von uns darf vergeſſen, daß ſelbſt ſchwere Sdeuern immer noch
viel lechter zu ertragen ſind als der Bankerott der Finanzen
und in ſeinem Gefolge der Zuſammenbruch der geſamten Volks
wirtſchaft. Wie nun die Volkswirtſchaft abhängt von der Grund
lage unſerer Reichsfinangen, ſo wird umgekehrt der Sanie-
rungsprogeß der Reichsfinangen gefördert durch die Wieder
herſtellung unſerer Gütererzengung.Von dieſer Stelle aus iſt einmal geſagt worden, wir müfß-
ten Waren exportieren oder Menſchen. Meine Damen und
Herren, Menſchen können und wollen wir nicht exportie-
ren (Zuſtimmung), denn nach den ungeheuren Men
ſchen verluſten, die uns der Krieg zugefügt hat, könnte das
»eutſche Volk weitere große Bevölkerungsverluſte einfach nicht
tragen. Unſere eingige Rettung liegt alſo das iſt die über
einſtimmende Ueberzeugung unſerer Wirtſchaftskenner in
Theorie und Praxis in der i ung unſerer Gütererzeu
gung, d'e ſtändig wachſen und die unabläſſig und mit allen
Kräften gefördert werden muß.
jede Gemeinſchaft und jeder
Ziel ſetzen, um ſo das
Menſchen, die wir zuviel haben ſollen,
Unſere Ernährungslage iſt nach wie vor beſorgniserregend.
einigen Teilen des Reiches ſind wegen der

unzureichenden Verſorgung bereits ernſte Unruhen
entſtanden. Die Eingänge der Reichsgetreideſtelle aus den in
ländiſchen Ablieferungen ſind unzureichend. Nur mit Hilfe
einer erheblichen Einfuhr gelingt es, die äußerſt knappe Brot
verſorgung

muß ſeine Kräfte in dieſes
iche Wort von den 20 Millionen

zuſchanden zu

die Kartoffelverſorgung iſt infolge der hen Sirfubren und der vermehrten Avliefe
rung inländiſcher äte gegenwärtig verhältnismäßig befrie-

des Auslandes gegründet werden.
Mälchverſorgung iſt gebeſſert infolge der günſtigen Jahreszeit,
jedoch kann im dichtbevölkerten Freiſtaat Sachſen ſowie im
rheiniſch- weſtfäliſchen und oberſchleſiſchen Jnduſtriegebiet der
Milchnotbedarf der Kranken und Kinder nur zum Teil befriedigt
werden (Zuruf der U. Sazd.: Und in Berlin?) Für die Auf-
rechterhaltung unſerer Ernährung werden wir auf ſehr große
weitere Zufuhren von Lebensmitteln aus dem Aus
lande angewieſen ſein. Wollen wir wirtſchaftlich wieder ge
ſunden, ſo genügt es nicht, das Volk auf die bisherigen dürftigen
Rationen weiter zu beſchränken. Die mangelnde Ernährung
konnte wohl während des Krieges zur Not ertragen werden; ſie
iſt aber im Frieden unerträglich und muß ſchließlich zu einer
völligen Vernichtung unſerer Volkskraft führen. Unſer Be
ſtreben muß daher in der nächſten Zukunft auf größtmögliche
Steigerung der Lebensmitteleinfuhr gerichtet ſein, um eine Ver
beſſerung der Ernährung herbeizuführen und Reſerven anzu
legen, die für die Sicherung unſerer Verſorgung unbedingt not
wendig ſind. Bei dieſer Gelegenheit muß ich mit tiefſtem Danke
der großherzigen Hilfe ausländiſcher Menſchenfreunde gedenken,
welche durch Speiſung von Hunderten ſchwacher deutſcher Kinder
eine erhebliche Linderung der Not dieſer Bemitleidenswerteſten
unſeres Volkes bewirken (Lebhaſter Beifall.) Eine Beſſerung
unſrer Verſorgung darf beſonders von der begonnenen Locke
rung der Zwangs wirtſchaft erwartet werden. (Lachen
b. d. Sog.) Allerdings kann bei den heutigen Ernährungs-
verhältniſſen die Forderung nach völliger Wiederher
ſtellung des freien Verkehrs für die wichtigſten
Nahrungsmittel noch nicht erfüllt werden. Unſere Ernährungs
politik muß von dem Grundſcte geleitet ſein, daß in Zeiten der
Knappheit der Staat einem jeden die Befriedigung ſeines
dringendſten Bedarfs zu erſchwinglichen Preiſen ſichern muß.
Es kann nur ein ehe Abbau in Frage kommen, der dem
jeweiligen Stande der Produktion und der Verſorgung Rechnung
trägt. Auf den e Gebieten jedoch auf denen eine öffent
liche Bewirtſchaftung keine
auf denen der freie Handel eine beſſere und billigere Verſorgung
herbeiführen kann, wird der Abbau mit Beſchleunigung weiter
geführt werden. (Beifall.) Auf dieſe Weiſe wird dem Schieber
und Wuchertum am eheſten der Boden entzogen und die Moral
des Volkes wieder gehoben. Zuſtimmung und Widerſpruch.)
Beſonders ſoll dem Handel it gegeben werden, ſeine
achkenetniſe und A i in erhöhtem Maße in

Alle Krefſe der Bevölkerung,

unbedingte Notwendigkeit mehr iſt,

a der Lebensmitteleinfuhr zu ſtellen. Aber immer
ber

Rückgrat unſerer Ernährung unſere heimiſche
Landwirtſchaft.

Aus der Heimaterde müſſen wir geſunden! Durch intenſivſte
Bebauung müſſen wir unſerm Boden die höchſten Ertröge ab-
ringen. Hierzu bedarf es der höchſten Anſtrengung von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern in der Land wirtſchaft. Auf dem
Wege friedlicher n müſſen die Arbeitsſtreitigkeiten
geſchlichtet werden, die die Volksernährung gefährden. (Sehr
richtigl) Die ſachlichen Betriebsmittel, deren der Landwirt für
die Jntenſivierung ſeines Betriebes bedarf, vor allem Dün ger
und Futtermittel, müſſen ihm zu angemeſſenen Preiſen
zur Verfügung geſtellt werden. Die Wiederherſtellung der land
wirtſchaftlichen Produktivkraft iſt eine der erſten Voraus-
ſetzungen unſeres Wiederaufbaues. (Zuruf der U.-Soz.: Wo
bleibt die Sozialiſierung? Lachen rechts.) Damit kommen wir

den Grundkräften unſerer Wirtſchaft. Wie für die Landwirt
chaft, ſo ſind auch für die geſamte weiterverarbeitende Induſtrie
die Erträgniſſe unſeres Bergbaues die Grundbedingung ihrer
Exiſtenz und ihres Aufſtiegs. Daß aus dem Schoße unſerer Erde
Kohle und Kali in größten Mengen gefördert wird, muß darum
die ungausgeſetzte Bemühung der Regierung bilden. Sie wird
alle techniſchen, ſozialen und wirtſchaftlichen Maßnahmen er
7 die zu dieſem Ziele führen. Hier, bei der gewerb-
ichen Urproduktion, liegt verankert das Schickſalunſerer Jnduſtrie, das Schickſal der Arbeiter, die Möglichkeit

unſerer Ernährung. Darum iſt die Frage der gewerblichen
Urproduktion auch im weiteſten Maße Angelegenheit der Volks
gemeinſchaft.

Die im Jntereſſe der Volksgemeinſ-haft erlaſſenen Geſetze
über Sozialiſierung, insbeſondere das über die Soziali
ſierung der Elektrizitätswirtfſchaft, werden loyal durchgeführt.
(Lachen der U. Soz.) Die Arbeiten der Sozialiſierungskommiſſion
ſollen fortgeſetzt und von der Reichsregierung gefördert en.
Zweck und olg jeder Sozialiſfierung muß Steigerung der
Produktion ſein. Die Regierung wird Bedacht nehmen auf die
Erhaltung einer geſunden Gliederung des Wirtſchaftsorganismus
und deshalb den gewerblichen und kaufmänniſchen Mittelſtand
nach Kräften unterſtützen in dem Beſtreben, durch zweckmäßige
Organiſationseinrichtung ſeine Lebens und Leiſtungsfähigkeit
zu erhalten und zu ſtärken. (Beifall.) Dabei wird der ge
noſſenſchaftliche Zuſammenſchluß ein weſentliches Mittel der
Selbſthilfe bilden.

Die Probleme unſerer Wirtſchaft ſind auf dem Voden des
völlig freien Spiels der Kräfte nicht zu löſen. Es bedarf dazu
einer zielbe wußten Volkswirkſchaftpolitik, die in jeder
Weiſe auf das Geſamtwohl eingeſtellt iſt. Zur Durchführung
dieſer Politik wird das Zuſammenwirken der Wirtſchaftsveſſorts,
alſo des Reichswirtſchafts-, des Reichsfinanz- und des Reichs

verkehrs miniſteriums ſowie des Reichsarbeits miniſteriums weſent
lich beitragen! Dieſe Politik wird ferner auf weitgehende fach
männiſche Beratung geſtützt werden. Die Regierung begrüßt
daher lebhaft, daß gleichzeitig mit dem neuen Reichstag der vor
bereitende Reichswirtſchaftsrat ſeine Arbeit be
ginnt. Zuſammenſetzung und Arbeitsmethode des endgültigen
Reichswirtſchaftsrates zu beſlimmen, ferner in den Betriebs-
wirtſchaftsräten den Unterbau für den Reichswirtſchafts
vat zu ſchaffen, wird eine der erſten und wichtigſten Aufgaben
des vorbereitenden Reichswirtſchaftsrats ſein. An der

Fortſführung der Sozialreform
hält die Regierung feſt. Die große Reform der Reichsverſiche-
rungsordnung bedarf zwar noch eingehender Vorbereitung; da
gegen wird ſchon bald eine Anpaſſung dieſes Geſetzes an die
veränderten Verhältniſſe erfolgen müſſen, um wenigſtens den

dringendſten Bedürfniſſen der Verſicherten ſowohl, als auch der
Verſicherungsträger gerecht zu werden. Die Regierung denkt
dabei vor allem an den Aufbau neuer Lohnklaſſen
und an eine neue Feſtſetzung der Beträge, entſprechend den
höheren Leiſtungen der Jnbalidenverſicherung Die baldige Ein-
bringung von Vorlagen zur Kranken- und Jnvaliden- und Un
fallverſicherung iſt beabſichtigt. Eine Geſetzesvorlage
über die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit
liegt dem Reichsrat bereits vor (Zuruf der U. Soz.: Sieht
ſchön aus Jhre ſchleunigſte Erledigung iſt in gleicher Weife
ein dringendes Gebot der ſozialen Fürſorge wie der Wirtſchafts
förderung. Jm engſten Zuſammenhang mit dieſen Fragen
ſtehen die Fragen der Förderung des ländlichen Siedlungs-
weſens und der Durchführung des Heimſtättenge-
ſetze s. (Beifall.) Hier ſoll eine ſtraffere organiſatoriſche Zu
ſammenfaſſung der Kompetenzen in die Wege geleitet werden,
um uns dem erſtrebten Ziele näher zu bringen, das eine Lebens-
notwedigkeit für die Wohlfahrt des deutſchen Volkes bildet. (Sehr
richtigl! rechts.) Dabei iſt die dringende Aufgabe der Unter
bringung der Bergarbeiter beſonders hervorzuheben.
Das große Reichsverſorgungsgeſetz zugunſten
unſerer Kriegsbeſchädigten und ihrer Angehörigen
hat die Nationalverſammlung bereits verabſchiedet. Jn An
lehnung an das Reichsverſorgungsgeſetz für die Kriegsbeſchädig-
ten ſoll auch die Entſchädigung derjenigen Perſonen geregelt wer
den, die nicht durch ihren militäriſchen Beruf, wohl aber durch
Kriegshandlungen einen körperlichen Schaden erlitten haben. Des
weiteren ſind abſchließende Geſetze zur Entſchädigung der aus
den abgetrennten Gebieten Verdrängten, der Auslands- und
Kolonigaldeutſchen (Beifall), wie endlich der Reeder, die ihre
Schiffe für die Geſamtheit opfern mußten, ſeit längerer Zeit in
Vorbereitung (Beifall); fie werden demnächſt dem Reichstag vor-
gelegt werden. Dabei wird auch die Frage der Beihilfen an
Schiffsoffiziere und Mannſchaften ihre Erledigung
finden. Zum Schutze von Leben und Geſundheit der
Arbeiter befinden ſich verſchiedene Geſetze in Vorbereitung

Die Verbeſſerung und Vereinheitlichung des Arbeiterrechts war
bereits Gegenſtand hervorragender Sorge der früheren Regie-
rung. Sie wird es nicht minder für die neue Regierung ſein.
Jedoch iſt das Werk ſo umfangreich, daß ein Abſchluß in kurzer
Zeit nicht erwartet werden kann. Gleichwohl ſoll die Reform
im einzelnen tatkräftig fortgeführt werden. Die Neuord-
nung der ſozialen Sonderge richtsbarkeit iſt in
Vorbereitung. Nachdem das Betriebsrätegeſetzz von der Ver
faſſunggebenden Deutſchen Nationalver ſammlung bereits be-
ſchloſſen iſt, werden Regierung und Reichstag nunmehr der
Schaffung der Bezirksarbeiterräte und eines Reichsarbeiterrats
unverzüglich nähertreten. Wir hoffen zuverſichtlich, mit dem
Ausbau dieſer geſetzlichen Vertretungen der Arbeiter eine neue,
wichtige Etappe zurückzulegen auf dem Wege zum wirtſchaftlichen
ſozialen Frieden. Wir hoffen, daß dadurch im Zuſammenhange
mit den anderen großen Errungenſchaften auf ſozialem Gebiete
auch die Arbeits und Berufsfreudigkeit mehr und mehr zu
nimmt. Den ſozialen Frieden zu fördern und zu ſichern, werden
Regierung und Reichstag Hand in Hand arbeiten müſſen. Es
iſt der ehrliche und aufrichtige Wille der Regierung, nicht gegen
die Arbeiterſchaft, ſondern mit ihr zu regieren. (Beifall.)
Denn nur durch

einträchtiges Zuſammenwirken aller Erwerbs-
und Berufsſtände

kann der Wiederaufbau Deutſchlands ermöglicht werden. Die
Regierung hofft zuverſichtlich, daß ſich kein Stand dieſer gemein-
ſamen Pflicht entziehen wird. Und nun, meine ſehr verehrten
Damen und Herren, noch ein kurzes Schlußwort. Jch knüpfe
dabei an die letzten Gedanken des Regierungsprogramms an.
Wir ſind z bürgerliche Regierung,aber nicht durch unſeren Willen. ir haben auch die ſozial-
demokratiſche Partei wiederholt und dringlichſt um Mitarbeit in
re c gebeten. Jch hüte mich, den ablehneenden Be-
ſcheid einer kritiſchen Betrachtung zu unterziehen. Aber das

laube ich ohne Widerſpruch feſtſtellen zu dürfen: der freiwillige
erzicht auf die Mitarbeit in der Regierung legt der areffznen

Partei Verpflichtungen auf gegenüber einer Regierung, die wie
bisher nicht gegen die Arbeiterſchaft, ſondern wie bisher mit ihr
und für ſie regieren will (Zurufe bei den Soz.), deren dringlich
Sorge dem werktätigen Volke gewidmet ſein „ſoll, werktätig im
weiteſten Sinne aller körperlich und geiſtig Ringenden, den Ar-
beitern in der Landwirtſchaft, im Handwerk, in der Fabrik, im
Bergbau, den Arbeitenden auf allen Gebieten, auch des geiſtigen
und künſtleriſchen Schaffens. (Beifall im Zentrum.) Wir
wollen ſein eine Regierung der Verſöhnung, des Ausgleichs der
Gegenſätze, des Aufrufs an die ganze deutſche Nation zur tat
kräftigen Mitarbeit an der Wiederaufrichtung des zuſammen
gebrochenen Vaterlandes. Nötiger als eine ſtarke Fauſt ſcheint
uns jetzt jene ehrlich dargebotene Rechte zu ſein, in die alle
Wohlmeinenden einſchlagen können. (Sehr wahr! im Zentr.)
Es iſt die Hand, welche die Schwielen unverdroſſener Arbeit auf
weiſt und ſich nach einem langen Lebenswerk nur mit der Frie-
denspalme ſchmücken will. Keine J für irgendein Volk der
Erde, aber die Hoffnung aller nach Stammesart, Sprache, Sitte
und Lebensauffaſſung ſeit langen, ja zum Teil ſeit einem Jahr-tauſend Verbundenen, die ein Unrecht darauf haben, daß das

ſchöne Wort vom Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker auch einmal
Wahrheit werde. (Lebhafter Beifall.) Uns nur das Vewußt-
ſein der Pflicht gegenüber Volk und Vaterland an dieſe Stelle

Wenn irgendwo der bedeutende Mann mit gewichtigem
men und anerkanntem Anſehen aus bewährter Ve heitgefunden werden ſollte, glauben Sie mir, ich preiſe die Stunr

glücklich, wenn ich das mir anvertraute Amt in ſeine Hände legen
kann. Gott iſt mein Zeuge, ich ſtehe vor Jhnen als
ein Opfer meiner Auffaſſung von vaterländi-
ſcher Pflicht. (Allſeitiger Beifall.) Und das gleiche gilt
von meinen Herren Kollegen. (Wiederholter Beifall.) An das
deutſche Volk und ſeine Vertretung appellieren wir, daß ſie ſich
bei ihren politiſchen Entſchließungen von den r Beweg
gründen leiten laſſen. Jn einer Stunde der Not und olgen
ſchwerſter Entſchließungen treten wir vor den deutſchen Reichs
tag. Gemeinſam wollen wir ſchaffen, Trennendes zurückſtellen,
uns zuſammenfinden im Gedanken des Opfers für das große
Ganze, auf daß Deutſchland lebel (Großer Beifall und Hände-
klatſchen bei den bürgerlichen Parteien.)

Präſident Loebe ſchlägt vor, die Ausſprache über die eben er
folgte Regierungserklärung nach der Mittagepauſe beginnen zu
laſſen. Das Haus iſt damit einverſtanden.

Die auf der Tagesordnung ſtehenden Interpellationen der
Soz. betreffend Arbeitsloſigkeit und Wohnungsmangel werden
nach der Erklärung des Vizekanzlers Dr. Hein ze innerhalb der
geſchäftsordnungmäßigen Friſt werden. Die Jnter-
pellation der U.Soz.. betreffend die Vorgänge in Thal bei
Ruhla in Thüringen am 24. März 1920 erklärt ſich Neichswehr-
miniſter Geßler ſofort zu beantworten bereit.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler: Mit dem ganzen Hauſe
bedauere ich auf das tiefſte die traurigen Vorgänge, wo Deutſche
von Deutſchen getötet worden ſind und wo ſo großes Leid über
zahlreiche Familien gebracht worden iſt. Doch muß ich es mir
verſagen, heute mich ſachlich zu äußern, da auf meine Ver
anlaſſung gegen das freiſprechende Kriegsgerichtsurteil Be
rufung eingelegt und das Urteil alſo noch nicht vechtskräftig ge
worden iſt. Die Frage der Entſchädigung der Hinterbliebenen
der Getöteten wird erſt nach der Rechtéekraft des Urteils erledigt
werden. Die Zeitfreiwilligen ſelbſt unterlagen der
Militärgerichtsbarkeit, da ſie auf Grund der damals beſtehenden
Vorſchriften in die Reichswehr eingegliedert und als gktive Sol
daten anzuſehen waren. (Hört! hört! bei den U.Soz.) Der
Geſetzentwurf über die Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit liegt
dem Reichstage vor. Die Gründe, warum er nicht ſchon von der
Nationalverſammlung verabſchiedet werden konnte, find dem
Hauſe bekannt. (Unruhe bei den U.Soz.)

Abg. Ledebour (U.Soz.) beantragt die Beſprechung bis nach
der Erledigung der Ausſprache über die heutige Regierungs
erklärung zu vertagen.

Für den Antrag auf Beſprechung ſtimmen die
demokratiſchen Parteien und einige Demokraten.
erklärt den Antrag für angenommen.

Die Veſprechung wird an einem der nächſten Tage ſtatt
finden. Der Geſetzentwurf betreffend die weitere vorläufige
Regelung des Neichshaushalts für 1920 geht an den
n eDer Geſetzenkwurf, durch den das für die Mitglieder der
Nationalverſammlung erlaſſene Diätengeſetz auch für den
Reichstag für gültig erklärt wird, wird ohne Erörterung in
allen drei Leſuigen angenommen. Das Haus vertagt
ſich auf 3 Uhr nachmittags.

Die Nachmittagsſitzung
w. Berlin, 28. Juni.

Bei der Wiederaufnahme der Sitzung um 8 Uhr nachmitt
wies das Haus bei weitem nicht mehr die Fülle des Vormittags
auf. Auch die Tribünen zeigen große Lücken.

Präſident Loebe eröffnet die Sitzung 44 Uhr und erteilt
das Wort dem

Abg. Scheidemann (Soz.), der erklärt, er wolle kurz ſprechen
und hoffe, daß ſein Beiſpiel auf die weiteren Beratungen des
Reichstages einwirken werde. Die Erklärun der Regierung
ließen freilich manches vermiſſen, was ſeine Partei gern geſehen
hätte, aber im allgemeinen könne man mit dem mm ein
verſtanden ſein. Die gute Abſicht Fehrenbachs, die Reinheit ſeines
Wollens ſtänden für ihn außer jedem Zweifel. So habe er auch
das feſte Vertrauen zu ihm, daß er mit ſeiner Perſon für den
Schutz der Verfaſſung einſehen werde. Das Kabinett werde ſeine
Partei auf ſeine Seite haben, wenn es dem heute enn
zeichneten Programm der Arbeiterſchaft gegenüber treu bliebe.
Ebenſo werde es ſie zum Gegner haben, wenn es jemals die
Bahn verlaſſe, auf der allein eine beſſere Zukunft des deutſchen
Volkes zu erhoffen ſei. Wenn jetzt zum erſtenmal die Sozial
demokraten im Kabinett nicht vertreten ſeien, ſo ſei das allein
der Politik der Unabhängigen zu danken.

Fortwährend von Zwiſchenrufen unterbrochen, häkt
mit den Unabhängigen Abrechnung, denen er Eigennutz, Kurz
ſichtigkeit und Verblendung vorwirft, die zur Zerſplitterung der
Arbeiterſchaft geführt hätten. Er warnt vor jeden Verſuch der
Herbeiführung gewaltſamer Umwälzung. Sodann endet er ſich
an die Deutſche Volkspartei, die er davor warnt, den Lockungen
der äußerſten Rechten zu folgen. Er wirft ihr ſkrupelloſe
Führung des Wahlkampfes vor. Er entwickelt hierauf das Pro
gramm ſeiner Partei und fordert vor allem die Aufhebung der
Militärgerichtsbarkeit, die namentlich im Hinblick auf
Marburger Urteil als eine Schmach empfunden werde. e
mann bedauert, daß die Ausfſihrungen des Kanzlers über r
Sozialiſierung mimoſenhaft geblieben ſeien und verkangt

W des C 7 W der r fieei es Pflicht der Regierung, die Welt von un e
Abſichten zu übereugen, auch Rußland. Deutſchland n
ernſt ſein, ſeine Pflichten zu erfüllen. Nur die i desSolidarität des arbeitenden Volkes könne die Wunden g
Krieges heilen. Das ſage er auch den Männern, die in I
unſere Intereſſen wahrzunehmen haben. Dieſe könnten auch
Ueberzeugung mit ſich nehmen, daß ſie in dieſen Tagen
deutſche Volk in ſeiner großen Mehrheit binter ſich hätten, wenn
ſich auch vielleicht ſpäter die Wege ſcheiden würden. Die Wage
vlickliche Verirrung der Arbeiterſchaft, die ſich in den
ergebniſſen h e J geben. Dannauch die Stunde für den Sozialismus ſchlagen.n Ledebour (U. S.) erklärt, ſeine Partei habe den
in die Regierung abgelehnt. weil die Wahl klar bewieſen ad

daß das Volk die r wer hlegenängigen würden ihrer ganzen Vergangenheit inhängigen würde ganz g gües
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was die M
geladen hätten. hätte dann ſeine Partei mitausbaden ſollen.
Als dann die Koalition unmöglich wurde, hatten die Mehrheits
ne katten e e v ängigen gewendet. Selbſt
berſtän nn dieſe ihre Forderu

ſich aus der Koalition auf den Hals

nungen telltheit) und daran ſei das le ehe

bei ihrem ihrgeſcheitert. Seine Partei dase een Darauf aber komme es nicht z Programm

hätte an, das tſei bindend und hieran halte auch die Reichstagsfraktion

Hie Einigung im Proletariat ſei freilich auf demWege, aber nicht auf dem Wege über das Parlament. Der
Kampf gegen die Reaktion werde das einigende Band
bilden. Dann werde auch der Tag kommen, wo die Mehrheits
ſozialiſten Hand in Hand mit uns Redner kommt ſodann
auf die Kanzlerrede zu ſp aus der er leider nichts

entnehmen können. Er erinnert an die noch
Lüttwitz- und Kappleute. Was ſei gegen die

ie n, die auf der Seite des Putſches geſtanden
ztten? Statt die Truppen aufzulöſen, würden ihnen Fahrm in die Heimat gegeben, ig aber Rückfahrbarten,

ein Beweis, daß eine milikärſche rung in reaktionärem
Sinne an der Arbeit ſei, als die Regierung.
Demgegenüber müßten die Arbeiter ſich rechtzeitig auf den

r d der Kangler in tetrbeiterfrage di iti isherigen Regierunghen wolle, ſo ſel dem damit ent, denn di
alte 2

g.
gwangs wirtſchaft nur in geridamit nicht werS in Stbaatsbeſitz
tariat werde nungen immer größerer Energie

machen und jedes Mittel wählen, was es ſeinem

e den Verſuch machen, eine Milderung Frie ensbedingungen
7 zurchzuſetzen. Eines der beſten Unterſtützungsmittel hierzu würde

de Aufhebung des ſtehenden Heeres ſein. Wir können aber nicht
erwarten, daß die herrſchenden Klaſſen der Weſtmächte dem

zu werden. Das können nur die Arbeitermaſſen allerz einſchließlich Amerikas tun. Unſere Arbeit iſt es, dieſe

C n

er Maſſen in unſerem Sinne S überzeugen. Nur ſo iſt gegen
en ſeitige Verbrüderung der Völker und ewiger Friede W
er Am Schluſſe ſeiner Rede trat Ledebour für Friedensſchluß m

Rußland und fnahme der wirtſchaftlichen Beziehungen zu
r Rußland ein. Dazu ſeine Partei gern mithelfen.

Abg. Dr. Hergt (Dſchn.)
r Abg. Dr. Hergt (Deutſchnat.) beſpricht die PreſſeäußerungSe der Koalitionsparteien, welche den Ausfall der Wahlen als eine
ber Dummheit der Wähler hingeſtellt hätten. Er ſchildert ſodann
r die Verhandlungen über die Regierungsbildung, die wie ein
W alter Waſſerſtrahl auf die Wähler gewirkt hätte. Aber wenn

man an die Forderungen der Demokratie von 1917 erinnere,
D. daß kein Reichskanzler ohne vorherige Verſtändigung mit dem
igt Parteien ernannt werden dürfe, frage man ſe doch, wo ſei das
der lles geblieben. Es ſei dann ein gewiſſes Gefühl der Ab
den ſtumpfung gekommen, daß man ſich ſage, das ſei einleuchtend.
Sol Man ſo den Eindruck eines Hande lsgeſchäfts,Der nach jeder Revolution komme ein Rückſchlag, das ſei auch jetzt
iegt der Fall geweſen. Klar ſei es jedenfalls, daß im deutſchen Par
der lament nur eine Koalitionsmehrheit möglich ſei. Wenn ſich der
dem Kanzler jetzt an die Unabhängigen wandte, ſei das nach dem

Ausfall der Wahl erklärlich, glücklicherweiſe hat die Antwort der
nach Unabhängigen die Sache klargelegt. Die Unabhängigen ſind
ge gegen jede Demokratie und gegen jede Koalition, alſo auch gegen
e die gari Sir ſie gilt die Diktatur des Proletariatsigl. Proteſte, grtf: ie ſelbſt ſind gegen die Verfaſſung!) So lange
en I ich Vorſitzender der Deutſchnationalen Partei bin, wird ſie auf

dem Boden der Verfaſſung ſtehen. Die Mehrheitsſogialiſten
ſagten ſich von der Koalition los, damit hat die Mehrheits-

tig R ſezialdemokratie als zu jeder produktiven Mitden zrbeit unfähig ſich erklärt. Die andere Löſung war ein
geſamtbürgerliches Kabinett, worüber wir keinen Zweifel gelaſſen

der haben. Das Volk ſchreit nach Autorität. Die Demokraten woll-
den ten nicht mit uns zuſammenarbeiten, deshalb haben ſie unſer
m in ufbauprogramm garnicht einmal Der DeutſchenT Volkspartei mache er zum Vorwurf, daß der Abgeordnete Heinze

gleich zu Beginn der Regierungsbildung die Waffen geſtreckt
Den Wahlkampf haben wir Seite an Seite geführt. Des-

halb hätte Heinze ſich e uns bekennen können. Die Regie-
rungsbildung iſt ein Verlegenheitsprodukt. (Wir bringen den

Vortlaut der Rede in der Abendausgabe.)
Reichsminiſter des Auswärtigen Simons: Der Vorredner hat

ſeiner Verwunderung Ausdruck gegeben, daß die drei Noten
der Entente nicht veröffentlicht wären. Sie find
uns am 25. Juni telegraphiſch zugegangen. Als ich am 26. Juni
mein Amt übernahm, fand ich den Entſchluß vor, die Noten zu

überſetzen und ſie nur inhaltlich an die Preſſe zu geben. Sonn
abend nachmittag fand die bekonnte Kabinettsſitzung ſtatt. AmSonntag verſchafft ich mir den allgemeinen Einblick über meinS S

Amt und heute morgen verfügte ich die Veröffentlichung der
neß Noten. Sie werden morgen früh in der Preſſe zu finden ſein.
mag So lange ich im Amt ſein werde, werden Sie mir keine Angſt vor
den der Oeffentlichkeit vorwerfen können. (Beifall.)
eine Darauf wird die Beſprechung unterbrochen.
n Ein angen ſind drei Jnterpellationen betr. dieebe. angeblichen Vorbereitungen für einen Generalſtreik und Um

die ſtoßung der Verfaſſung, die Brotverſorgung im Rheinland und
in Weſtfalen.

P Nächſte Sitzung Mittwoch 9 Uhr. Schluß 347 Uhr.

Der Reichsnotetat,
der dem Reichstage zugegan iſt, ermächtigt die Regierung zurZahlung aller notwendigen Fahluggen bis zum 31. Oktober d. e
de Kredite, die gefordert werden, belaufen ſich auf rund
5000 Millionen Mark die im einzelnen näher begründet werden.
der Reichstag wird ſeine kurze Sommertagung bereits
im Donnerstag abſchließen und in der kommenden Woche von

nur das Etatsnotgeſetz und einige kleinere Vorlagenverabſchieden. Die zweite Montagsſitzung ſoll ausſchließlich der

volitiſchen Ausſprache dienen und zwar werden an dieſem Tagenur die Redner der ſozialen gtraſchen Parteien ſprechen. Die
ünderen Parteien kommen am Mittwoch zu Worte.

Die mordaffäre Blau vor Gericht
Es wurde am Sonnabend der Kriminalkommiſſar Dr. Rie

mann vernommen. Dieſer ſchilderte die näheren Umſtände,
welche ihn und die beiden anderen Mitglieder der Mord-
ommiſſion, Reg.Rat Dr. Weiß und Kriminakkommiſſar Trettin,

der Annahme, daß
nicht Selbſtmord, ſondern Mord

s
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s den Akten geht hervor, daß Blau ſich den Namen
n
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eugen ge
daß Blau s gemen ſei,9 ck 4ftſtücke ſieht auch au

chlietzitch auf den Zuſammenhang der Vinge und der in Beacht kommenden Perſonen gekommen iſt. Ver Zeuge ger
auf Befragen, wie Pohl allmählich zuſammengebrochen ſei und
Angaben gemacht habe, die den Eindruck voller Wahrheit mach-
ten. Der Verdacht auf Fichtmann ſei durch anonyme Briefe und
durch Angaben des Zeugen Teufel gelenkt worden, der poſitiv
wußte, daß Fichtmann in der fraglichen Verſammlung geweſen
ſei und ihm von einem dort erſcheinenden Mann ein Brief über

worden ſei, welcher ihn aufforderte, an eine beſtimmte
telle zu kommen.
Die Vernehmung des Zeugen Kriminalkommiſſars Trettin

t wieder bei den Darlegungen über ſeine Ermittlungen in
ünchen ein. Es handelte ſich damals darum, daß die intel-

lektuellen Urheber des Mordes, die in München ſitzen
ſollten, aufzudecken. Schreiber hat bei ſeiner Vernehmung an

geben, daß er zuerſt bei der Regierung als Spitzel tätig war.
e Mitteilungen, die Schreiber dem Zeugen über Blau machte,

trugen, nach der Bekundung des Zeugen Trettin, das Gepräge
voller Wahrheit. Zeuge Trettin ſchildert dann, wie nach ſeinen
Ermittlungen Blau am 29. Juli abends von München abge
fahren ſei. Jn ſeiner Begleitung befanden ſich Schreiber, Herm
und Schuſter. Dies wird auch in einem an die Redaktion des
„Berliner Tageblattes“ gerichteten anonymen Briefe mitgeteilt.
Jn dem Briefe heißt es, daß der Plan der Ermordung
Blaus auf der Fahrt nach Berlin gefaßt worden ſei. Jn
längerer Darſtellung gibt der Zeuge weiter eine Schilderung
der Fahrten der vier Leute nach Berlin. Aus den weiteren Dar
legungen Trettins geht hervor, daß Schreiber am 31. Juli 1919
auf uns des Herm nach Hötensleben zu den Eltern des
Herm gefahren iſt. Am 2. Auguſt iſt Herm aufgeregt dort ein
getroffen und hat Weſegt er komme direkt aus Berlin. Auf die
Frage Schreibers, woo denn Blau geblieben ſei, habe Herm ge-
antwortet: Blau e beſorgt! Zu weiteren Aeußerungen
über dieſen Punkt ließ ſich Herm nicht herbei.

Nach weiteren Vernehmungen wurde die Verhandlung auf
Montag vertagt.

Die Teilnehmer für Spa
k. Verlin, 28. Juni.

Wie verlautet, werden an den Verhandlungen in Spa,
wenn nicht noch im letzten Augenblick zine Aenderung vorge-
nommen werden ſollte, Reichskanzler Fehrenbach, Reichs
miniſter des Auswärtigen Simon und Reichsfinanzminiſter
Wirth teilnehmen.

W. Paris, 28. Juni.
Wie die Morgenblätter melden, tritt die Konferenz in

Brüſſel am 2. Juli zuſammen. Lloyd George und
Millerand treffen am Donnerstag dort ein.

Loucheur hat im Auftrag des Finanzausſchuſſes der
Kammer einen Bericht über die Regelung der Kriegskoſten und
die Wiedergutmachung ausgearbeitet, der demnächſt zur Ver-
teilung gelangen ſoll.

w. Cuxhaven, 28. Juni.
Hier iſt eine Neuner- Kommiſſion eingeſetzt worden,

die in Verbindung mit dem Magiſtrat eine Herabſetzung
der Preiſe vornimmt und verſchiedene Geſchäftsleute ver
pflichtet hat, eine Woche lang ihre Ware an die minderbemittelte
Bevölkerung ohne jeden Nutzen zu verkaufen.
Stellungnahme zur Zwangswirtſchaft für das

Erntejahr 1920/21
Die vom Deutſchen Landwirtſchaftsrat einberufenen landmwirt

ſchaftlichen Körperſchaften aller Länder erklären zur Frage der
Zwangswirtſchaft folgendes

1. Die öffentliche Bewirtſchaftung land wirtſchaftlicher Exrzeug
niſſe darf ſich für das Erntejahr 1920/21 nur noch auf Brot
getreide und Milch unter Vermeidung von Härten für
den Erzeuger erſtrecken. Alle übrigen Erzeugniſſe ſind ganz
frei zu geben. Die Vertretungen der Landwirtſchaft ſind
aber bereit, die Beſchaffung wichtiger Lebensmittel unter
Ausſchluß behördlicher Einwirkung durch Abſchluß unmittel
barer Lieferungsverträge ſicher zu ſtellen.
Sollte dieſem Grundſatze nicht ſchleunigſt Rechnung ge
tragen werden, müſſen die Land wirtſchaftlichen Körper-
ſchaften jede Mitarbeit für die Lebensmittelverſorgung des
deutſchen Volkes ablehnen

3. Erſte Vorausſetzung für die Beſſerung der Lebensbhaltung
des deutſchen Volkes iſt die Vermehrunglandwirt-
ſchaftlicher Produktion. Dieſe kann nur wieder
hoch kommen, wenn dem Landwirte endlich volle Freiheit
in ſeinem Betriebe gegeben wird.

Karlsrnube, 27. Juni.
Die Bergtungen desLandtagsausſchuſſes zurFrage derZwangs-

wirtſchaft führten zu dem Ergebnis, daß nur die Beibehaltung der
Zwangs wirtſchaft für Milch, Butter, Brotgetreide,
Gerſte, Hafer, Zucker und für Brennſtoffe (Kohlen und
Holz) als noch notwendig bezeichnet wurde. Für die übrigen
Artikel wurde die alsbaldige Aufhebung der Zwangswirtſchaft,
ebenſo die ſofortige Veſeitigung der nicht mehr notwendigen
Kriegs-Geſellſchaften gefordert. Die badiſche Landesfutterſtelle
oll aufgehoben werden. Die Bauſtoffbewirtſchaftung r
es Portlandzements und Koks ſoll tunlichſt abgebaut werden.

Die Beſchlüſſe wurden einſtimmig gefaßt.

5wangs-Penſionierung in Preußen
Eine bedenkliche Vorlage der Regierung.

Berlin, 28. Juni.
Wie in parlamentariſchen Hreiſen verlautet, beabſichtigt die

preußiſche Regierung mit tunlichſter Beſchleunigung an die preu-
ßiſche Landesverſammlung eine Vorlage zu bringen, die ihr in
weitgehendem Maße die Zwangs-Penſionierung von
älteren Beamten ermöglichen ſoll. Während nach der bis
erigen Rechtslage jeder Beamte für ſich bei Erreichung des
lters von 65 Jahren ſeine Penſionierung verlangen kann, ſoll

jetzt e Regierung jeden Beamten in Penſion ſchicken
dürfen, der dieſe Altersgrenze überſchreitet.

Dieſe Maßnahme würde zu der jetzigen Zeit überall den
e Unwillen hervorrufen. Die Sozialdemokratie, die ohne-
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in die einflußreichſten Poſten der Verwaltung ihren Futter-
ippenanwärtern überwieſen hat, wäre dadurch noch mehr in

der Lage, freiwerdende Amtsſtellen den nicht vorgebildeten Ge-
noſſen zu überlaſſen. Dazu kommt noch ein weiteres Bedenken,
auf das die „Germania“ mit vollem Recht aufmerkſam macht.
Das Blatt verkennt nicht, daß es durchaus erwünſcht ſein kann,
unſerer Verwaltungsmaſchinerie friſche Kräfte zuzuführen, und
daß den jüngeren Beamten ein raſcheres Vorwärtskommen er
möglicht wird. Auf der anderen Seite aber dürfte nicht außer
acht gelaſſen werden, daß der Beamte mit einer reicheren Lebens-
und Dienſterfahrung gerade in der jetzigen Zeit für die einzelnen
Verwaltungszweige von größtem Nutzen iſt. Darum iſt es falſch,
allgemein von Beamten, die das 65. Lebensjahr erreicht haben,
zu verlangen, daß ſie einem lieb gewordenen Berufe entſagen,auch wenn ſie noch mit geiſtiger und körperlicher Friſche ihre
Pflichten erfüllen. Gerade Beamte in hohen Lebensjahren können
dem Vaterlande noch die beſten und wichtigſten Dienſte leiſten,
nicht zuletzt gerade in leitenden Stellungen.

Ausnahmezuſtand in Hamburg. Nachdem die Lebensmittel-

krawalle in Hamburg Sonntag abend einen bedeutenden
Umfang angenommen und zu Räubereien, Plünde-
rungen und blutigen Exzeſſen zwiſchen dem Mob und
der Sicherheitswehr geführt hatten (2 Tote, 80 Verwun-
dete und 4 Verhaftete) wurde Montag in der Abendſtunde der

Ausnahmezuſtand über Hamburg erklärt.
Die Verhängung des Ausnahmezuſtandes hat bisher

zur Folge gehabt, daß, abgefehen von einzelnen Anſammlungs-
verſuchen, Ruhe herrſcht. Obſt und Gemüſe gibt es nir
gends. Auf dem Zentralmarkte packten die Bauern und Gärt-
ner ihre Waren wieder zuſammen, als die Händler nicht die
Wucherpreiſe bezahlen wollten.

Der ſächſiſche Gaſtwirteverband droht mit der Kündiguny
ſämtlicher Telephonanſchlüſſe. Der Verbandstag des ſächſiſchen
Gaſtwirteverbandes nahm eine Entſchließung an, in wel gegen
die Erhöhung der Fernſprechgebühren und en die Zwangs
anleihe Einſpruch erhoben wird. Sollte der Reichstag bzw. die
Reichsregierung dieſe Anordnung nicht zurückziehen, ſo werden
die Gaſtwirte Veranlaſſung nehmen, ihre Anſchlüſſe ſämtlich zu
kündigen und weiter darauf dringen, daß die Geſtänge an ihren
Hausgrundſtücken entfernt werden. Der Verbandsvorſitzende
wurde beauftragt, den Zentralverband der Deutſchen Gaſtwirte zu
veranlaſſen, dieſe Proteſtkundgevung, Kündigung der An
ſchlüſſe und die Entfernung der Geſtänge, über
ganz Deutſchland zu verbreiten.

Der Geſamtverband Deutſcher Angeſtellten-Gewerkſchaften
(Berlin C 19, Gertraudenſtraße 20/21) hat in einer Eingabe an
den Reichstag und an das Reichsfinangminiſterium Widerſpruch
gegen die Beſtimmungen der 45--82 des Einkommenſteuer
geſetzes betr. den 10prozentigen Steuerabzug erhoben, weil
durch ihn der wirtſchaftlich ſchwächſte Teil der Bevölkerung weit
ſchärfer erfaßt wird als alle anderen Schichten. Die Eingabe
fordert, mit ſofortiger Wirkung die genannten Paragraphen
vorläufig bis mindeſtens zum 80. September außer Kraft zu
ſetzen, damit auf dieſe Weiſe die erforderliche Zeit zu erneuter
Prüfung und gerechter Regelung der Angelegenheit gefunden
werde. Der Geſamtverband hat ſich vorbehalten, in dieſer Rich-
tung liegende Vorſchläge zu machen.

Volkswirtſchaft
Berliner Börlenberichte

Börſenſtimmungsbild. Die Börſe eröffnete in gedrückter
Stimmung infolge der heutigen Meldung von der Erklärung des
Velagerungszuſtandes in Hamburg und wegen Beſorgniſſe hin
ſichtlich der bevorſtehenden Verhandlungen in Spa. Allenthalben
wurde weitgehende Geſchäftenthaltung geübt. Bei geringen Um
ſätzen geſtaltete ſich die Kursbewegung wieder außerordentlich
unregelmäßig. Jm allgemeinen hielten ſich aber die Ver-
änderungen in ziemlich engen Grenzen. Durch Feſtigkeit
zeichneten ſich gleich bei Beginn Schantungbahnen mit einer
Beſſerung von 7 Prozent, ferner Petroleumaktien aus. Deutſche
Petroleumaktien ſtellen ſich auf 748. Jm Verlaufe entwickelte ſich
ein lebhafter Verkehr in Rheiniſchen Braunkohlengktien, deren
Kurſe um 55 Prozent auf 627 emporſchnellten, um aber auf
Gewinnrealiſierungen wieder etwa nachzugeben. Am Montan
markt gewann Phönix 5 Prozent. Von Spezialwerten war
Rheinmetall lebhaft befragt und gewann 15 Prozent. Auch Kali-
werte begegneten guter Kaufluſt. iffahrtsatien ſchwächten ſich
n W en von Norddeutſchem Lloyd ab. Anlagewerte blieben
behauptet.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt herrſchte feſte Stim
mung für Hafer, namentlich für ſofort verfügbare Ware, die auch

teilweiſe ſehr gefragt wurde. Hülſenfrüchte hatten ruhiges Ge-
ſchäft. Für Wicken und Peluſchken zeigte ſich lebhafte Nachfrage.
Lupinen und Serradella waren nur wenig beachtet. Sonſtige
Futterſorten fanden nur vereinzelt Abnehmer. Neues Heu war
beſonders für den Weſten bei feſter Tendenz lebhaft begehrt. Jn
Stroh hat das Geſchäft wieder nachgelaſſen. Wetter: gedrückt.

Deviſen-Notierungen: Berlin, 28. Jumi.
Geld Hrief Geld BriefAmſterd. Rotterd. 1321,15 1323,85 New-York 37,45 37.55
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Hafernotierungen:
Berlin, 28. Juni. Jnländiſcher Hagfer, für 1000 kg in Mark

loko ab Speicher frei agen loko ab Bahn Mark,
ſofortige Abladung ab Abladeſtationen 2240--2280 ab Pommern und
Brandenburg 2100--2180, ab Schleſien 2060--2100 Mark. Ten-
denz: feſter.
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Des umfangreichen Parlamentsberichtes wegen mußte die
Roman- Fortſetzung leider zurückbleiben. Sie wird is
der Abendausgabe nachgeholt werden.



Bergmannstroſt nachbewilligt.

Seit drei Monaten iſt der Sitz des Oberbürgermeiſters
im Stadtverordnetenſitzungsſaal verwaiſt. Er blieb auch
geſtern verwaiſt, obwohl der Oberpräſident nach Einſtellung
des gegen Dr. Rive und die übrigen ſtädtiſchen Beamten ein
geleiteten Diſziplinarverfahrens an den Oberbürgermeiſter
die Aufforderung gerichtet hatte, ſein Amt wieder zu über-
nehmen. Unſere Stadtväter beſchäftigten ſich auch geſtern
mit dieſer Angelegenheit. wenn auch nicht ſo ausführlich wie
in der letzten Dauerſitzung. Man war ſich geſtern allgemein
darüber einig, daß unſer Stadtoberhaupt nunmehr ſein Amt
wieder aufnehmen müſſe, und faßte auch einen dahingehen
den Beſchluß. Nur die U. S. P., einſchließlich ihres neuen
Magiſtratsmitgliedes, des unbeſoldeten Stadtrats Kilian,
hatte es vorgezogen, an der öffentlichen Sitzung nicht teil
zunehmen. Uebrigens nicht zum Schaden der Sitzung, denn
dieſe nahm einen recht glatten Verlauf und erreichte bereits
nach 6 Uhr ihr Ende.

Die neuen Sätze der Halleſchen Erwerbsloſenfürſorge,
die eine geringe Erhöhung erfahren, wurden angenommen,
desgleichen 176 000 Mark für Straßenbauten ſüdlich vom

Eine Anfrage betr. Quäker-
ſpeiſungen veranlaßte den Magiſtrat, intereſſante Angaben
über dieſe gemeinnützige Einrichtung zu machen. Es werden
heute an 8000 Kinder (anfangs 4500) und 600 (300) hoffende
und ſtillende Mütter geſpeiſt; es ſind von den Quäkern
bislang für rund 1 100 000 Mark Lebensmittel für Halle
geliefert worden. Der Stadt verurſachten dieſe Speiſungen
die noch für ein volles Jahr geplant ſind, bisher 82 000 Mark
Koſten, denen 61 000 Mark Einnahmen gegenüberſtehen.
Magiſtrat und Stadtparlament ſprachen den Quäkern ihren
Dank aus. Eine weitere Anfrage betr. Straßenreinigung
gab gleichfalls Anlaß zu einer kurzen Ausſprache. Wollten
wir unſer Straßenreinigungsweſen allein auf den
Stand von 1918 zurückführen, ſo benötigen wir hierzu
124 Millionen Mark. Dabei hat Halle dieſen Betrieb nur
um etwa 30 Prozent eingeſchränkt, während ſich die meiſten
Großſtädte in ihren diesbezüglichen Einſchränkungen bis zu
70 Prozent entſchloſſen haben. Auch eine Folge der neuen
Zeit, die ja wohl im Zeichen des Fortſchritts und der Ver-
heſſerungen ſtehen ſoll!

Sitzungsbericht.
Stadtv. Keil (Dem.) eröffnet die Sitzung und bittet

Bürgermeiſter Seydel, den zum unbeſoldeten Stadtrat
ernannten Herrn Kilian in ſein Amt einzuführen, was ſo-
gleich geſchieht. Sodann verlieſt der ſtellvertretende Vorſitzende
einen Erlaß des Oberpräſidenten Hörſing, laut
velchem Oberbürgermeiſter Rive ſein Amt un
verzüglich wieder aufzunehmen hat, da das gegen
ihn beantragte Disziplinarverfahren zu keinem Ergebnis ge-
führt hat. Hierzu bemerkt Bürgermeiſter Sehdel, daß man
bald in dieſer Angelegenheit zu einem Entſchluß kommen möge.
Stadtrat Wurm ſei aus dem Magiſtrat ausgeſchieden und habe
ſein Amt als Bürgermeiſter in Wittenberg angetreten, er ſelbſt
habe einen mehrwöchentlichen Urlaub nötig, das Fehlen dreier,
nicht ganz unwichtiger Magiſtratsmitglieder könne kataſtrophal
werden.

Stadtv. Keil verlieſt hierauf einen Antrag der mehrheits-
ſozialiſtiſchen Partei, nach welchem Oberbürgermeiſter Rive er-
jucht wird, die gegen den Unterſuchungsausſchuß ausgeſprochene
Beleidigung, welche in der Bezeichnung „Denunziations
Komitee“ erblickt wird, zurückzunehmen. Ein zweiter Antrag
der Demokratiſchen Fraktion erſucht den Oberbürgermeiſter um
bald möglichſte Aufnahme ſeines Amtes.

Hierzu führt Stadt Oſterburg (U. S. P.) aus: Auf
den Antrag der Mehrheitsſoz. Partei gibt meine Fraktion gar
nichts. Die Aeußerungen des Oberbürgermeiſters gelegentlich
des Provinziallandtages können uns nicht beleidigen. Wir legen
keinen Wert auf Zurücknahme dieſer Aeußerung Stadtv.
Günther (Unabh.) bittet um Vertagung der Sitzung für die
Zeit einer Viertelſtunde zwecks Abhaltung von Fraktionsſitzun
gen. Die Abſtimmung hierüber beſchließt, zuerſt die Tagesord-
nung zu erledigen.

Während nun Stadtv. Keil ein Danktelegramm der Flens
burger Bürgerſchaft verlieſt, erhebt ſich Herr Hildebrandt
U. S. P.) und gibt unter dem Rufe „Zur Geſchäftsordnung“
die Erklärung ab, daß unter dieſen Umſtänden ſeine Fraktion
zuf die weitere Teilnahme an der Sitzung verzichte. Daraufhin
verlaſſen die Unabhängigen den Sitzungsſaal.

Stadtv. Keil fährt nach dieſer kleinen Unterbrechung im
Verleſen der letzten Eingänge fort und teilt u. a, eine Eingabe
des Vereins der Halleſchen Holzhändler mit, welche ſich gegen
den Verkauf von Holz durch die Ortskohlenſtelle richtet.

Hierauf tritt man in die Tagesordnung ein.
Als erſter Punkt derſelben findet die Aenderung der Be

ſtimmung betr. Erwerbsloſen- Fürſorge ihre Erledi-
gung, über welche Stadtv. Hoe (Dem.) anſtelle des abweſenden
Stadtv. Günther (U. S. P.) Bericht erſtattet. Nach der Aende-
rung beträgt die Unterſtützung unter Berückſichtigung, daß Halle
in die Ortsklaſſe C gehört, für jeden Wochentag für männliche
Perſonen über 21 Jahre, ſofern ſie nicht in dem Haushalt eines
anderen leben, 6 Mark, über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haus-
halt eines anderen leben, 5,50 Mark, unter 21 Jahren 3,50 M.
Für weibliche Perſonen beträgt die Unterſtützung über 21 Jahre
4,50 Mark bzw. 3,50 Mark, unter 21 Jahren 2,25 Mark. Die
Familienzuſchläge betragen für den Ehegatten 2,50 M.
für die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige
10 Mark. Wird ein erhöhter Ortslohn feſtgeſetzt, ſo iſt der
Magiſtrat ermächtkigt, die vorſtehenden Sätze nach erfolgter Ge
nehmigung der Regierung entſprechend zu ändern.

Stadto. Volbracht (Mehrheitsſoz.) berichtet ſodann über
en Straßenbau ſüdlich des Bergmannstroſtes,
für welchen eine Nachbewilligung von 176 000 Mark erforderlich
iſt. Die Vorlage wird mit kleinen Aenderungen genehmigt.

Stadtv. Gerig (Mehrheitsſoz.) begründet den Einſpruch
mehrerer Anwohner der Seebener Straße gegen die Errichtung
eines Kohlenſchuppens. Da jedoch das Gemeinwohl näher ſteht
als die Beläſtigung einzelner Anwohner, lehnt die Verſamm-
bung dieſen Antrag ab.

Stadt Hoe (Dem.) berichtet über ein Geſuch um Anrech-
ung von Dienſtzeit und Verleihung der Beamteneigenſchaften
der ſtädtiſchen Sozialbeamtinnen und weiſt darauf
ſin, die Magiſtratsmitglieder möchten bedenken, daß in jedem
einzelnen Falle geprüft werden muß, ob eine Sozialbeamtin
Beamtin werden ſoll, da ſonſt die Gefahr vorliegt, wie auch
Stadtrat Velthuyſen betonte, daß alle Sozialbeamtinnen mit
einem derartigen Anliegen kommen. Stadv. Grauenhorſt
h wünſcht auch die Büervangeſtellten mit einbe

Eine Stadtverordnetenſitzung ohne U. S. P.
Die 5urückberufung Dr. Rives gefordert Die Erwerbsloſenfürſörge

Quäkerſpeiſungen

gültigen Regelung der Beamtenbeſoldung

gung von Wünſchen einzelner Beamtengruppen.

Sozialbeamtinnen berückſichtigt wiſſen. Stadtv. Frl. Boltzze
(Deutſchnat.) ſchließt ſich ebenfalls dieſer Bitte an und ſtellt
den Antr.g, daß für die Beſoldung der Sozialbeamtinnen der
Gehaltsſatz der techniſchen Lehrerinnen zugrunde gelegt wird.

Stadtv. Hoe (Dem.) bittet, den Antrag Boltze bis zur end
zurück zuſtellen.

Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.) warnt vor der Berückſichti-
Man möge

hier nicht den Fehler machen und Gruppen berückſichtigen, welche
gar keine Wünſche geäußert haben.

Stadtv. Bundt (Deutſchnat.): Die Tätigkeit der einzelnen
Sozialbeamtinnen iſt ſo verſchieden, daß keine einheitliche Be
ſoldung zuläſſig iſt. Der Antrag Voltze iſt kein Antrag meiner
Fraktion, ſondern von verſchiedenen Damen und Herren unter
zeichnet. Die Abſtimmung ergibt Ueberweiſung des vorliegen
den Antrages an den Magiſtrat zur Berückſichtigung. Der An-
trag Voltze wird im letzten Augenblick noch zurückgezogen.

Stadtv. Frl. Schrecker (Dem.) berichtet anſtelle des ab
weſenden Stadtv. Günther (U. S. P.) über ein Untkerſtützungs-
geſuch des Ortsausſchuſſes für Jugendherbergen. Der
Antrag hat dahin geführt, daß der Magiſtrat dem Verein für
Jugendherbergen beitreten wird. Betr. direkter Unterſtützung
der hieſigen Ortsgruppe ſoll gewartet werden, bis der Ortsaus-
ſchuß für Jugendpflege dazu Stellung genommen hat. Die Ver-
ſammlung erklärt ſich mit dieſem Geſuche einverſtanden.

Quäker-Speiſungen in Halle.
Stadtv. Wilke (Mehrheitsſoz.) führt zu einer in dieſer

Angelegenheit geſtellten Anfrage aus: Es iſt erwünſcht, daß der
Magiſtrat der Stadtverordnetenverſammlung Aufſchluß gibt
über ſeinen Anteil bei der Einrichtung und über ſeinen Einfluß
bei der Durchführung der Quäkerſpeiſungen. Dieſe haben in
unſerer Stadt einen ziemlichen Umfang angenommen. Mit der
Zeit haben ſich verſchiedene diesbezügliche Meinungsverſchieden
heiten herausgeſtellt. So ſei z. B. die Baſis der Speiſungen
nicht breit genug gewählt Dann machten ſich einige Mängel
fühlbar. Ferner kam die Lehrerſchaft mit neuen Vorſchlägen
Der Magiſtrat beanſpruchte ein Vorrecht. Aus allen dieſen
Gründen wird der Magiſtrat gebeten, einmal hier Aufſchluß zu
geben.

Hierzu macht Stadtrat Velthuyſen folgende Mitteilun-
gen über die Organiſation der Quäkerſpeiſungen. Anfang
März dieſes Jahres wurde bekannt, daß Quäker eine Hilfsaktion
für deutſche Kinder planten. Als man ſich an die Quäker ge
wandt hatte, machte Mitte März das Reichswirtſchaftsminiſte
rium die Mitteilung, daß Prof. Abderhalden beauftragt
ſei, Quäkerſpeiſungen in Halle einzurichten. Dieſer legte die
ganze Organiſation in die Hände des Magiſtrats und be
hielt ſich nur die Oberaufſicht vor unter Bildung einer
entſprechenden Kommiſſion. Der Magiſtrat ſtellde Anfang April
ſeine Kriegsküche zur Verfügung, außerdem 100 000 Mark. Das
Reichswirtſchaftsminiſterium wünſchte, daß die für die Speiſun-
gen eingeſetzte Kommiſſion auf breitere Baſis geſtellt würde,
welchem Wunſche man jedoch nicht nachkam. Die Behörden, vor
allem das ſtädtiſche Jugendamt, widmeten ſich eifrigſt dieſem
Hilfswerk. Aus 17000 Kindern wurden die bedürftigſten
herausgeſucht; die Lehrerſchaft ſtellte ſich geſchloſſen in den
Dienſt der Sache und übernahm koſtenlos die Aufſicht. Täglich
wurden anfangs 4500 Kinder und 300 ſtillende Mütter, ſpäter
8000 Kinder und 600 Mütter geſpeiſt. Das Eſſen wurde im
Schlachthof in 22 Keſſeln gekocht und durch Autos nach 27 Schulen
gebracht. Durch das Lager gingen bisher für 1 100 000 Mark
Lebensmittel. Von den Kindern wurde, ſoweit ſie in der Lage
waren, 25 Pfennig für die Mahlzeit bezahlt. Die Ausgaben
der Stadt betrugen 82 000 Mark, die Einnahmen 61 000 Mark.
Alle auftauchenden Schwierigkeiten waren nur momentaner
Art. Die Lehrerſchaft bekam eine entſprechende Stellung in
der Kommiſſion. Ob dieſes Werk der Quäker in den Ferien be
ſtehen bleiben wird, iſt noch nicht beſtimmt. Nach dieſen wird
es im vollen Umfange noch durchführbar ſein. Auch an dieſer
Stelle ſei den hilfsbereiten Freunden der Dank des Magiſtrats
geſagt.

Stadtv. Keil (Dem.): Jch gehe wohl nicht fehl, wenn ich
auch ſeitens der Verſammlung den herzlichſten Dank zum Aus
druck bringe. (BravoRufe.)

Eine von den Stadtverordneten der Deutſchnagtzo-
nalen Fraktion und einigen anderer geſtellte, vom Stadtv.
Herold begründete dringliche Anfrage lautet folgen
dermaßen:

„Was gedenkt der Magiſtrat für eine ſchleunige ausgie
bige Reinigung, insbeſondere Waſſerbeſprengung der ſeit
Wochen arg verſtaubten ſtädtiſchen Straßen und Plätzen
zu tun

Jn der Beantwortung der Anfrage führt Stadt Balke
(Dem.) aus: An allen Ecken und Enden müſſen wir ſparen.
Der Etat für die ſtädt. Straßenreinigung beträgt heute
128 Million gegen 160000 Mark im Jahre 1918. Es würde
noch eine Ausgabe von 128 Millionen hinzukommen, wollten
wir zwecks Wiederaufnahme der Reinigung im alten Umfange
die fehlenden 90 Pferde, 24 Kutſcher und 50 Leute wieder ein
ſtellen. Es iſt angeordnet worden, daß alle Kolonnen ſprengen.
Das iſt nicht immer befolgt worden. Gegen die Saumſeligen
ſoll vorgegangen werden. Bei dem guten Wetter in letzter Zeit
mußten alle Kräfte für die Heuernte eingeſetzt werden. Jm
Gegenſatz zu anderen Großſtädten, welche bis zu 70 Prozent
ihrer Straßenreinigung eingeſtellt haben, geſchah das bei uns
nur im Umfange von 30 Prozent.

Stadtv. Volbracht (Mehrheitsſoz.) berichtet über folgen
den Dringlichkeitsantrag:

„Die Stadtverordnetenver ſammlung wolle beſchließen,
daß ſofort eine Kommiſſion beſtehend aus 6 Stadtver-
ordneten, gebildet werde, welche im Verein mit Magiſtrat und
dem ſtädtiſchen Heizungsingenieur das geſamte ſtädtiſche
Heizungsweſen, namentlich der Schulen, prüfen und
geeignete Vorſchläge bringen möge, um im kommenden Winter
erneute Schwierigkeiten auf dieſem Gebiete zu verhindern.“
Jn der Begründung des Antrags führt Stadtv. Volbracht

aus: Da wir mitten im Braunkohlengebiet liegen, würde es ſich
empfehlen, zur Brikettheizung überzugehen und die dazu
notwendigen Aenderungen in den Heizungsanlagen während der
Fexien vornehmen zu laſſen. Auch bietet das Gaswerk genügend
Raum, zur Unterbringung größerer Kohlenvorräte.

Stadtbaurat Joſt geht bei dieſer Gelegenheit kurz auf
einige Anträge von Elternbeiräten ein betreffs Weiterführung
des Unterrichts während der Wintermonate. Wie die Ortskohlen-
ſtelle mitgeteilt hat, iſt ſie auf eine Belieferung der
Schulen in Höhe von 70 Prozent der Friedensbelieferung
eingeſtellt. Die Schulen haben bereits ein Drittel ihres Bedarfs
in den Kellern liegen. Erfahrungen auf dem Gebiet der Um
änderung von Heizkeſſeln aus Koksfeuerung in Brikett
feuerung liegen noch nicht vor, doch würde eine derartige Aende-
rung der 50 bis 60 Keſſel ungefähr eine Million Mark
koften. Die beantragte Kommiſſion würde am beſten der Bau
deputation angeſchloſſen werden. Stadtv. Minner (Dem.)
hält den Umbau für dringend notwendig und wünſcht, daß die

Jn dieſe Kommiſſion werden die Stadtv. Roediger, MiBalke, Volbracht, Knauthe und Oſterburg einſtimm hengeger

Nochmals der Fall Rive.
Zu dem bereits eingangs erwähnten, von den Mehrheits.

r ten eingebrachten Antrag betr. Wiedereinſetzun
es Oberbürgermeiſters Rive führt Stadtv. Müller

(Mehrheitsſoz.) aus, daß ſeine Fraktion nach der Erklärung des
Oberpräſidenten der Meinung ſei, daß das Belaſtungsmaterial
egen den Oberbürgermeiſter nicht ausreiche und ſomit kein
rund vorliege, dieſen länger von ſeinem Amte fernzuhal.en

Seine Fraktion verlange allerdings, daß der Oberbürgermeiſter
den Ausdruck „Denunziationskomitee“, der eine Beleidigung für
das Stadtverordnetenkollegium bedeutet, zuvor mit dem Ausdruck
des Bedauerns zurücknehme.

Stadtv. Herold (Deutſchnat.) betont, daß der Ausdruck
Denunziation Anzeige eine Beleidigung nicht enthalten
könne. Demgegenüber iſt Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.)
der Anſicht, daß Dr. Rive das Kollegium mit dieſem Ausdruck
habe zurückſetzen wollen. Stadtv. Her zfeld (Dem.) erklärt
daß er a ſeine Perſon ſich durch den Ausdruck nicht beleidigt
ge ühlt habe und bittet, den Beſchluß der Verſammlung nicht un

ingt davon abhängig machen zu wollen, daß der Oberbürger-
meiſter die Aeußerung zurücknimmt.

Nach kurzer Debatte wird ſchließlich der Antrag der Mehr-
heitsſozialiſten in nachſtehender Faſſung einſtimmig an
genommen:

„Die Stadtverordnetenverſammlung nimmt davon Kennt-
nis, daß der Bezirksausſchuß das gegen Herrn Oberbürger-
meiſter Dr. Rive eingeleitete Diſzivlinarverfahren eingeſtellt
hat. Nachdem ihn nun der Oberpräſident aufgefordert hat
ſeine Funktionen wieder aufzunehmen, erwarten die Stadtver.

ordneten, daß er vor Wiederaufnahme des Amtes ſeine im
Provinziallandtag erhobene Beleidigung gegen den vom Stadt
verordnetenkollegium eingeſetzten Unterſuchungsausſchuß, den
er öffentlich als Denunziationskomitee bezeichnete, mit dem
Ausdruck des Bedauerns zurücknimmt.“
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In ihrer Abendausgabe vom Dienstag, den 22. Juni, ſchlietzt
die „Saalezeitung“ ihren Bericht über die Stadtverordnetenſitzune
vom Montag mit folgenden Sätzen: Die Abſtimmung ergah die
Annahme des Antrages auf Forderung des Disziplinarverfahrens
gegen Oberbürgermeiſter Rive und die anderen Beamten. Da
gegen ſtimmten die bürgerlichen Parteien ge
ſhloſſen. (Von der „Saalezeitung“ geſperrt.) Demgegen-
über muß feſtgeſtellt werden, daß der Bericht der „Saalezeitung“
irrig und irreführend iſt. Die Demokraten fonnten ſich zu dieſer
„bürgerlichen Geſchloſſenheit“ leider nicht aufſchwingen und ſie
gaben hier, wie ſchon manchmal, wieder das Beiſpiel der Zer-
fahrenheit, des Zerfalls und der Uneinigkeit in ihren eigenen
Reihen. Diesmal war es wieder Herr Winner, der abwegig
wurde und der ſeinem innerſten Herzenszuge folgend mit der
ſozialiſtiſchen linken Seite ſtimmte. Man wird ſich das für
kommende Zeiten merken müſſen.

Halle, 29. Juni.
Ein Wolkenbruch ging geſtern am Spätnachmittag über

unſere Stadt hernieder. Schon in der vierten Nachmittagsſtunde
hatten ſich über der Heide ſchwarze Wolken geſammelt, die er
kennen ließen, daß eine atmofphäriſche Entladung zu erwarten
war. Tatſächlich hatte der Mittag auch eine Schwüle gebracht,
die faſt unerträglich war. Mit überraſchender Schnelligkeit zog
das Gewitter herauf, deſſen Hauptmacht über den nördlichen
Vororten der Stadt lag. Nach einigen heftigen Donnerſchlägen
ſetzte ein Hageltreiben ein, wie es oft nicht im April zu
ſehen iſt. Die Straßen waren augenblicklich weiß, und es ſind
Hagelkörner von beträchtlicher Größe feſtgeſtellt worden.
heftigen Hagelſchauer waren von ſtarken Böen begleitet. Es
wurden teilweiſe Windhoſen beobachtet. Jn Giebichenſtein,
Cröllwitz und Trotha, die dem Unwetter am meiſten ausgeſetzt
waäven, ſchlugen Blitze verſchiedentlich ein. So in
den Burghof Giebichenſtein und in das Depot am Zoologiſchen
Garten. Jn der Stadt hat der Hagelſturm nur in den Prome-
naden Schaden angerichtet. Einige Schläge am Martinsberg
und in der Lindenſtraße hatten keine Folgen. Bis zur Stunde
liegen noch keine weiteren Schadenmeldungen vor.

Die Röntgenabteilung der Fürſorgeſtelle für Lungen-
kranke, Salzgrafenſtraße 1, hatte im Monat Mai im ganzen
301 Patienten abzufertigen. Die ſtete Steigerung der Beſuche
der Röntgenabteilung iſt ein Beweis dafür, wie ſich dieſe Form
der Krankheitserkennung eingebürgert hat. Leider ſind die
außerordentlich hohen Preiſe für Platten, Chemikalien, Röhren,
Strom uſw. mit daran ſchuld, daß nicht eine noch allgemeinere
Benutzung dieſer Einrichtung möglich iſt. Auch die Halleſche
Aerzteſchaft ſendet in ſteigendem Maße ihre Kranken zur Auf-
nahme in die Fürſorgeſtelle (Aufnahmen nur mit ärztlicher
Ueberweiſung, wochentags von 8 bis 10 Uhr). Unter-
ſuchungen auf Blutfarbſtoff wurden in der Für-
ſorgeſtelle 47 mal vorgenommen. Sie ergaben ſtörkere Minder-
werte bei drei Viertel der Unterſuchten. Sonſt
verlief die Fürſorgearbeit
Die Zahl der Beſucher betrug 1350. Ueberweiſungen an
Aerzte und Kliniken zur Behandlung fanden 92 mal ſtatt.
Pirquetſche Jmpfungen auf Tuberkuloſe e145 mal ausgeführt, Kochſche Proben 38. Kuren in Heil-
anſtalten, im Ausland, in Ferienkolonien, in Bädern wurden
56 mal beantragt. Krankenhausaufnahmen wurden
in 8 Fällen veranlaßt. Auf ſie wird beſonderer Wert gelegt, um
eine vollſtändige Trennung von Geſunden und Kranken

durchführen zu können. nverhinderte ſich die Zahl der Wohnungszuſchüſſe auf d.
Heilnahrung für Säuglinge. Von Kinderärzten iſt be

mängelt worden, daß Anträge auf „Löfflunds Nalz
extrakt“ zur Bereitung von Heilnahrung für Säuglinge nicht
ohne weiteres berückſichtigt würden und daß das Stadternäh-
rungsamt verſucht habe, die vorhandenen knappen Vorräte zu
ſtrecken. Jn Zukunft wird das Stadternährungsamt „Löfflunds
Malzertrakt“, wenn es ausdrücklich von Kinderärzten al
„Heilnahrung für Säuglinge“ verordnet wird, in den bean
tragten Mengen abgeben. Es macht aber darauf aufmerkſam,
daß vermutlich in 4—5 Wochen der vorhandene Vor-
rat an Malzextrakt erſchöpft ſein wird, wenn ebenſoviel
wie bisher verordnet wird, und bittet daher im Jntereſſe der
gefährdeten Säuglinge, die Verordnung von Malzextrakt als
Heilnahrung auf gang dringende Fälle zu beſchränken.Jm Haſle ſchen Frauenbildungsverein ſpricht am Mittwoch

abends 8 Uhr im Saal der ſtädtiſchen Frauenſchule, Burgſtr. 45
Frau Dorothee von Velſen e W des Bundet
deutſcher Frauenvereine) über: „Eindrücke aus dem beſetzten
Gebiet.“ Gäſte willkommen.Preiſe für Frühkartoffeln. Auf Grund des S 1 der Ver
ordnung über die Preiſe für Frühkartoffeln vom 14. Juni 1020
(R. G. Bl. S. 1204) iſt mit Genehmigung der Reichskartoffelſtell
für den Bezirk der Provinz Sachſen der Erzeugerhöchſtpreis dert
Frühkartoffeln für die Zeit vom 1. bis einſchließlich 11. Juli 192
auf 85 Mk. und vom 12. Juli 1920 ab bis auf weiteres auf
32 Mk. für den Zentner feſtgeſetzt worden.

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.
Verantwortkich für Politik: Helmut Böttcher; e
wirtſchaft und Sport Hans Heiling; für den geſamten Sbrigen
Teil: Erich Selſkheim. Anzeigeneil: Paul Lerſten; ſantkch in

Fräulein Dr. Lange (Dem.) macht die Mitwg daß von Sozgialbeder amtinnen des Jugend-ames ansgegangen iſt; ſie möchte ehenfalls guch die anderen Kommiſſion als ſtändige Kommiſſion eingeſetzt wird. Otto Thiele, Buch und Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Keituna.
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